
 

18. Wahlperiode 25.08.2022  Drucksache 18/23982 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann, Matthias 
Fischbach und Fraktion (FDP) 

Monitoring und Überwachung der Umsetzung der Barrierefreiheit 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert zu überprüfen und nachfolgend dem Ausschuss 
für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie zu berichten, wie zukünftig ein effizientes 
und institutionalisiertes Monitoring und eine Überwachung der Umsetzung der Barrie-
refreiheit sowie die Verwendung der Fördermittel zur Erstellung von Barrierefreiheit im 
Freistaat Bayern erfolgen kann. 

Dabei ist auch die Möglichkeit zu untersuchen, inwiefern die Bündelung der Kompeten-
zen in einer unabhängigen Stelle für mehr Effizienz und eine bessere Überwachung der 
Barrierefreiheit sorgen könnte. 

 

 

Begründung: 

Die allgemeine Barrierefreiheit ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass allen Men-
schen eine gerechte gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht wird. Die Barrierefreiheit ist 
dabei nicht nur als bauliche Barrierefreiheit, sondern auch beispielsweise als digitale 
oder sprachliche Barrierefreiheit zu verstehen. Die UN-Behindertenrechtskonvention 
verpflichtet die unterzeichnenden Staaten – zu welchen auch Deutschland gehört – da-
für zu sorgen, dass Menschen mit Behinderungen einen gleichberechtigten Zugang zur 
physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließ-
lich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen 
Einrichtungen und Diensten gewährleistet wird, die der Öffentlichkeit in städtischen und 
ländlichen Gebieten offenstehen. Bereits im Jahr 2013 wurde das Programm „Bayern 
Barrierefrei 2023“ ausgerufen, das eine vollständige Barrierefreiheit des Freistaates bis 
zum Jahr 2023 garantieren sollte. Nachdem bereits früh vermutet wurde, dass dieses 
Ziel nicht einzuhalten ist, verabschiedete sich die Staatsregierung bedauerlicherweise 
im Jahr 2020 endgültig von dem selbst gesteckten Ziel.1 

Die Barrierefreiheit kann jedoch nicht nur durch eine Beratung der Staatsregierung, der 
Landesbehörden, der Bezirke, der Kommunen, der Wirtschaft und der Bevölkerung er-
zielt werden. Vielmehr braucht es ein kontinuierliches Monitoring und eine kontinuierli-
che Überwachung mithilfe derer sichergestellt wird, dass die Barrierefreiheit vollständig 
umgesetzt wurde. Laut einem Bericht der Staatsregierung vom 14.10.2020 zur 
Drs. 18/9053 beteiligen sich an der Umsetzung und der Überwachung der Maßnahmen 
zur Herstellung der Barrierefreiheit im Freistaat elf Stellen. Diese bearbeiten immer ei-
nen bestimmten Bereich des Themas Barrierefreiheit. Zu benennen ist hier beispiels-
weise die Überwachungs- und Durchsetzungsstelle beim Landesamt für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung, die die Einhaltung der Barrierefreiheit im Sinne der EU-
Richtlinie 2016/2102 überwachen soll. Die personelle Ausstattung dieser Stelle ist so 
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gering, dass eine Überprüfung aller Websites und mobilen Anwendungen der öffentli-
chen Stellen in Bayern nahezu unmöglich ist. Eine Überwachung und ein Monitoring im 
baulichen Bereich erfolgt bisher nicht oder nur unzureichend. 

Um sowohl eine bessere Überwachung als auch eine Bündelung der Kompetenzen an 
einer bestimmten Stelle zu bewirken, gilt es seitens der Staatsregierung zu prüfen, wie 
diese Ziele am besten erreicht werden können. Eine solche Stelle sollte den Landtag 
über die Ergebnisse der Prüfungen informieren, damit dieser im Falle von ungenügen-
der Umsetzung entsprechend entgegenwirken kann. 

 


